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Presse-Mitteilung

Verbraucherzentrale verlangt Untersuchung der Vorgänge bei den unangekündigten Stromunterbrechungen

Staatsanwaltschaft, Energielandesrat und Bozner Bürgermeister müssen einschreiten

Jemand muss für die Schäden aufkommen

Die Unannehmlichkeiten für private Haushalte und Betriebe infolge der gestrigen unangekündigten Stromabschaltungen sind beträchtlich. Zeitverluste, Arbeitsverluste, entgangene Geschäfte, Versorgungsschwierigkeiten, Hindernisläufe, Angst, Stress und sogar eine beeinträchtigte öffentliche Sicherheit waren Auswirkungen der ungenügenden Vorabinformation. Dabei hatte der Betreiber des gesamtstaatlichen Stromnetzes (GRNT) die Stromverteiler auf die Pflichten der Vorankündigung und der Information gegenüber den Stromabnehmern hingewiesen. Wer nicht Zeitung gelesen hatte, nicht die späten Radio- oder Fernsehinformationen mitbekommen hatte, wurde völlig überrascht. 

„Was hier die Stromwirtschaft an Willkür und Respektlosigkeit geleistet hat, ist zahlenden Kunden nicht zumutbar. Es ist höchste Zeit die Kundenrechte effektiver zu gestalten“, meint die Verbraucherzentrale. Laut europäischer Richtlinien haben die Betreiber von öffentlichen Versorgungsdiensten eine Versorgungsgarantie ohne Unterbrechungen zu leisten. Weiters können öffentliche Dienste nicht so ohne weiteres unterbrochen, eventuelle Körperverletzungen vorgenommen und die BürgerInnen ohne ausreichende Information gelassen werden. 

Staatsanwaltschaft, der Energielandesrat und der Bozner Bürgermeister müssen ihren Aufsichtspflichten nachkommen und die Vorgänge genau untersuchen. 

Die Verbraucherzentrale Südtirol fordert auch alle Geschädigten auf, ihre Ansprüche gegenüber den Stromverteilern geltend zu machen. Vor allem jene die eine Rechtsschutzversicherung haben, können sich ans Gericht wenden. Für Forderungen bis 2.500,00 Euro ist der Friedensrichter zuständig.

